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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Das Thema Lobbying wurde im Jahr 2015 – nicht nur aufgrund der im Monat Mai
losgetretenen sogenannten «Kasachstan-Affäre» – ein medial breit begleitetes
Politikum. Angeprangert wurde dabei insbesondere die geringe Transparenz, die bei
der Interessenvertretung im Bundeshaus herrsche. 
Die Aargauer Zeitung zeigte schon im Januar am Beispiel von Thomas Borer auf – der
Ex-Botschafter soll im Auftrag eines russischen Oligarchen versucht haben,
Parlamentsmitglieder zu beeinflussen –, welche Lobbyisten-Praktiken zwar nicht
verboten, aber umstritten seien: die Verschleierung des Auftraggebers, übertriebene
Zuwendungen, Vergabe von Mandaten an Parlamentarierinnen und Parlamentarier
durch die Privatwirtschaft, entgeltliches Anbieten der Badges, von denen
Parlamentsmitglieder jeweils zwei vergeben können oder lobbyistisches Wirken
ehemaliger Bundesbeamter und ehemaliger Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die ihr Zutrittsrecht behalten. Insgesamt gebe es rund 500 Interessenvertreter, so
rechnete die Luzerner Zeitung vor, die entweder mit einem Badge, einem Tagesausweis
– jedes Parlamentsmitglied darf pro Sessionstag zwei weitere Zutritte vergeben – oder
einer Medienakkreditierung ins Bundeshaus gelangen. Dass Letztere wohl auch für
Lobbyismus verwendet werde, berichtete die Sonntagszeitung im Januar: Stefan Wild
wirke als Interessenvertreter des Apothekerverbandes TopPharm, gelange aber als
Medienvertreter ins Bundeshaus. Wild, der auch im Vorstand der Schweizer Public
Affairs Gesellschaft (SPAG) sitzt, schreibe freilich auch Berichte für das
Branchenmagazin von TopPharm. 
Gegen Intransparenz hatten sich schon 2014 eine Handvoll Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mit – allerdings bisher erfolglosen – Vorstössen stark gemacht. Mit dem
Verein «Lobbywatch» machte sich 2015 auch ein loser Verband von Medienschaffenden
daran, mehr Licht ins Dunkel der verschiedenen Einflusswege zu bringen. Darüber
hinaus setzte die SPAG eine Kommission ein, die über die Einhaltung der seit 2014
geltenden Regeln wachen soll. So müssen Interessenvertreterinnen und -vertreter, die
Mitglied bei der SPAG sind, deklarieren für wen sie in welcher Funktion lobbyieren.
Häufig würden Lobbyistinnen und Lobbyisten nämlich einfach als Gast oder persönliche
Mitarbeiter ausgewiesen, wusste der Blick zu berichten. Ende August entfernte die
SPAG 15 der rund 230 Mitglieder aus ihrem Register, weil diese der Offenlegungspflicht
nicht nachgekommen seien. 
Immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier begannen sich, wohl auch
aufgeschreckt durch die eingangs erwähnte «Kasachstan-Affäre», am System zu stören.
20 Ratsmitglieder gaben zu Protokoll, ihre Badges nicht (mehr) zu verteilen. Das
«Göttisystem» sei nicht mehr zeitgemäss und die Wandelhalle könne von den
Parlamentsmitgliedern während einer Session gar nicht mehr benutzt werden, um
gegenseitige Gespräche zu führen, gab etwa Thomas Aeschi (svp, ZG) dem Tages-
Anzeiger zu Protokoll und Andrea Caroni (fdp, AR) sprach in der Appenzeller Zeitung von
einem unwürdigen «Badge-Basar». 
Die «Kasachstan-Affäre» sorgte für eine rasante Zunahme der Medienaufmerksamkeit
zum Thema Lobbying. Neben Empörungsbewirtschaftung waren freilich auch Stimmen
zu hören, welche die Interessenvertretung als eminent wichtig für die Politik
verteidigten: Milizparlamentarierinnen und -parlamentarier seien auf Expertenwissen
und auf Denkanstösse von verschiedenen Seiten angewiesen. Ohne Lobbying würde die
Schweizer Politik nicht funktionieren, zeigten sich etwa die Journalistin Doris Kleck
oder der Politikwissenschafter Fritz Sager im Tages-Anzeiger überzeugt. Es sei nicht
mehr als legitim, dass ein Verband oder eine Firma aktiv versuche, Entscheide
mitzugestalten, von denen ihre Geschäftstätigkeit betroffen sei. Die Teilnahme am
politischen Prozess sei ein «Wesensmerkmal einer funktionierenden Demokratie»
nahm Walter Stüdeli, Geschäftsführer einer Lobbying-Agentur, den Ball weiter auf. 
In einem Beitrag in der Südostschweiz Anfang Februar hatte auch der Bündner
Nationalrat Heinz Brand (svp, GR) versucht, die Zusammenarbeit zwischen
Parlamentsmitgliedern und Interessenvertreterinnen und -vertretern zu beschreiben.
Es sei zwar richtig, dass während der Session zahlreiche Branchen, aber auch
Wirtschaftsregionen und Kantone mit Anlässen um die Aufmerksamkeit der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier buhlten – oft könne man am Mittag oder am
Abend «zwischen vier oder fünf Anlässen auswählen» –, diese Veranstaltungen dienten
aber nicht dazu, die Parlamentsmitglieder für spezifische Interessen einzuspannen,
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sondern man erhalte dabei eine gute Gelegenheit, sich aus erster Hand zu informieren.
Essen und Trinken sei dabei eher lästige Pflicht – der Sonntagsblick machte die Session
denn auch kurzerhand zur «Fression».
Die Forderung nach mehr Transparenz verstummte hingegen nicht, auch wenn Klaus J.
Stöhlker sie in der Weltwoche als Illusion bezeichnete. Für La Liberté war Transparenz
zur «exigence essentielle» geworden. Freilich gerieten nicht nur die Lobbyisten,
sondern auch die Parlamentarierinnen und Parlamentarier in den Fokus, die selber als
wichtigste Interessenvertreterinnen und -vertreter fungieren. Dies zeige sich etwa –
wie das St. Galler Tagblatt während der Frühjahrssession vorrechnete – bei der
Landwirtschaftspolitik. 3.6 Prozent im ersten Sektor Beschäftigte würden 0.7 Prozent
der Bruttowertschöpfung erbringen. Der Bund gebe aber am sechstmeisten für die
Landwirtschaft aus, was wohl auch damit zu tun habe, dass 13 Prozent der
Nationalrätinnen und Nationalräte im Agrarsektor arbeiteten – ein Umstand, der auch
dem Alkoholgesetz in der Sommersession in «unverschämter Weise» (Aargauer Zeitung)
zum Erfolg verholfen habe. 
Die NZZ schaute sich im Juli die öffentlich zugänglichen Interessenbindungen genauer
an und kam zum Schluss, dass über hundert Verbände ihren Präsidenten oder ihre
Präsidentin im Parlament hatten. Auf Anfrage der Zürcher Zeitung legten insbesondere
jüngere und rot-grüne Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Einkünfte aus
solchen Nebenmandaten offen, während sich eine grosse Mehrheit der bürgerlichen
Parteimitglieder «in Schweigen hüll[t]en». 
Le Temps zeigte Ende August in einer weiteren Analyse der Anzahl Interessenbindungen
auf, dass diese Zahl in den letzten Jahren zugenommen habe – von total 1'876 im Jahr
2010 auf aktuell 2'025 (2015). In einem Fraktionsvergleich zeigte sich, dass in der
aktuellen Legislatur die FDP mit 11.95 Mandaten pro Parlamentssitz am stärksten mit
verschiedenen Interessengruppen verknüpft ist, gefolgt von der CVP (9.63) und der BDP
(9.1). Die SP (7.56) ist laut Le Temps stärker verbandelt als die SVP (6.33). Schlusslichter
bilden die GLP mit 6.14 bzw. die Grünen mit 6.12 Interessenbindungen pro
Fraktionsmitglied. Freilich sage die schiere Zahl an Verbindungen noch nichts über den
tatsächlichen Einfluss von Interessenorganisationen aus, so Le Temps.  
Ebenfalls zum Thema wurde bald auch, wie viel Geld Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für die Interessenvertretung mittels Verwaltungsratsmandaten
verdienten und welche Geschenke und Einladungen sie von wem erhalten – Themen,
die auch Eingang in die nunmehr wesentlich virulenter geführte Diskussion über die
parlamentarischen Vorstösse für mehr Transparenz fanden (z.B. Pa.Iv. 14.472 oder Pa.Iv.
15.437). Gewarnt wurde aber zusehends auch davor, dass mehr Transparenz auch zu
mehr Professionalisierung führen könne.
Nicht in der Politik, sondern in der Verwaltung machte die Weltwoche die stärkste
Beeinflussung von Politik aus: Dort werde die Gesetzgebung nämlich am meisten
beeinflusst. Ruedi Noser (fdp, ZH) merkte dazu in der NZZ an, dass Lobbying als
wichtige Informationsquelle auch als Gegengewicht zur starken Verwaltung wirken
könne. Es sei wichtig, dass Politikerinnen und Politiker gut vernetzt seien, gab Joachim
Eder (fdp, ZG) der Luzerner Zeitung zu Protokoll. 
Auch wenn in der zweiten Jahreshälfte, also nach dem Abflauen der «Kasachstan-
Affäre» das Medieninteresse wieder stark abnahm, dürfte die Berichterstattung doch
auch zu einer gesellschaftspolitischen Sensibilisierung geführt haben. Le Temps
prognostizierte denn auch im Dezember, dass die neu gewählten Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wohl vorsichtiger mit Interessenvertretungen umgehen werden. 1

Seit der sogenannten «Kasachstan-Affäre» waren einige Monate vergangen und im
Parlament schien das Thema Lobbying im Jahr 2017 – mit Ausnahme einer
parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) mit der Forderung nach transparenterem
Lobbying, die von den Räten wie eine heisse Kartoffel hin- und hergeschoben wurde –
an Priorität verloren zu haben. Dies sah in der gesellschaftlichen Debatte allerdings
etwas anders aus.  

Im Frühling sorgte eine Idee von Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE,
mcg) für Schlagzeilen. Die beiden Regierungs- und ehemaligen Nationalräte wollten mit
einer Volksinitiative dafür sorgen, dass Parlamentsmitglieder nicht mehr im
Verwaltungsrat einer Krankenkasse sitzen oder anderweitig mit einer solchen
verbunden sein dürfen. Damit sollten die steigenden Krankenkassenprämien gebremst
werden. Die Idee stiess bei betroffenen Parlamentsmitgliedern auf Gegenwehr: Konrad
Graber (cvp, LU), Verwaltungsrat der CSS, und Heinz Brand (svp, GR), Präsident des
Krankenkassen-Dachverbandes Santésuisse, hielten die Idee für nicht zielführend. Es
handle sich um eine «Verunglimpfung der Krankenkassen», gaben sie der Luzerner
Zeitung zu Protokoll. Die Unterschriftensammlung für das Begehren wurde im Oktober
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2017 gestartet.  

Mitte März legte die Staatengruppe gegen die Korruption (Greco), bei der die Schweiz
seit 2006 Mitglied ist, einen Bericht vor, der mehrere Schwachstellen im Schweizer
Lobbyismussystem aufzeigte und Empfehlungen abgab. Unter anderem sollten
Parlamentsmitglieder verpflichtet werden, bei Ratsverhandlungen Interessenkonflikte
aktiv offenzulegen. Das Register der Interessenbindungen reiche nicht aus. Zudem
müssten finanzielle Interessen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
transparent gemacht werden. Dies ist in der Schweiz nach wie vor freiwillig. Die
Organisation Lobbywatch veröffentlichte eine Liste, mit der aufgezeigt wurde, dass
lediglich 37 Parlamentsmitglieder die Einkünfte aus ihren Mandaten vollständig
deklarierten. 

Eine Analyse von Forschern der Universitäten Lausanne und Genf um André Mach
wurde Mitte Mai von der Sonntags-Zeitung breit aufgemacht. Erstens zeigten die Daten,
dass sich die relevanten Interessenbindungen von Parlamentsmitgliedern zwischen 1992
und 2015 mehr als verdoppelt hatten, zwischen 2007 – seit dann müssen auf der Basis
des 2002 revidierten Parlamentsgesetzes alle Interessenbindungen obligatorisch
angegeben werden – und 2015 haben sie um 20 Prozent zugenommen. Für die Analyse
gilt eine Verbindung dann als relevant, wenn ein Mandat einem Sachgebiet zugeordnet
werden kann, zu dem das Parlamentsmitglied einen Bezug hat, etwa weil es in einer
entsprechenden Kommission sitzt. Zugenommen haben laut der Studie insbesondere
Verbindungen zu Interessenverbänden, welche die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für Sitzungen, die laut Sonntags-Zeitung auch in Sitzungszimmern im
Bundeshaus selber stattfanden, mit «vielen Tausend Franken pro Jahr» entschädigten –
der Sonntags-Blick sprach von CHF 20'000 für vier Sitzungen, die Parlamentsmitglieder
etwa von der Groupe Mutuel erhalten haben sollen. Der Austausch von Expertenwissen
sei zwar für Milizparlamentarier wichtig, allerdings sei nicht klar, weshalb dies entlohnt
werden müsse, fragte die Sonntags-Zeitung rhetorisch. Die Zunahme der Bindungen
könne freilich durchaus auch als Zeichen für mehr Transparenz gelesen werden,
befanden die Forscher. Früher habe Interessenvertretung eher informell und im
vorparlamentarischen Prozess stattgefunden. Heute sei die Einflussnahme während des
parlamentarischen Prozesses wohl auch aufgrund des grösseren Parteienwettbewerbs
wichtiger und werde hier auch etwas transparenter. 
Eine Analyse der NZZ, die auf den gleichen Daten des «Observatoriums der Schweizer
Eliten (Obelis)» beruhte, brachte ein weiteres Argument für ein zunehmend
professionalisiertes Lobbying ins Spiel. Die Zeitung zeigte auf, dass sich die Wirtschaft
in den letzten 60 Jahren stark von der Politik entflechtet habe. Vor 60 Jahren habe
jedes vierte Parlamentsmitglied ein Spitzenamt in der Wirtschaft belegt, was heute
nicht mehr so sei. Die Überlegung liegt nahe, dass das damalige unmittelbare Lobbying
durch eine stärker mittelbares und organisierteres abgelöst wurde.

Auf Antrag von Thomas Minder (parteilos, SH) wurde in der Sommersession 2017 von den
Parlamentsdiensten eine «Lobbyistenzählung» durchgeführt, wie dies der «Blick»
betitelte. Zugang zum Parlament erhält, wer einen der beiden Dauerzutrittsausweise
(Badges) besitzt, die jedes Parlamentsmitglied vergeben darf, oder wer einen
Tagesausweis erhält, der ebenfalls von Parlamentsmitgliedern ausgestellt werden kann.
Während der 11 Tage der Sommersession wurden 127 Lobbyierende mit Dauerzutritt und
386 mit Tagesausweis gezählt. Während die einen die Zahl als «an der oberen Grenze»
beurteilten (Pirmin Bischof; cvp, SZ), fanden Lobbyistenkreise die rund 50 Personen pro
Tag angemessen (z.B. Andreas Hugi; CEO eines Beratungsbüros). Zu reden gab aber die
hohe Zahl an Tageskarten. Damit würden die Transparenzregeln unterlaufen,
befürchtete Didier Berberat in der Zeitung Le Temps. 

Dass Interessengruppen gezielt auf Kommissionsmitglieder zugehen, zeigte eine Mitte
Juli 2017 veröffentlichte Untersuchung des Sonntags-Blick zur Gesundheitspolitik.
Allerdings – so das Sonntagsblatt – seien es nicht so sehr die Krankenkassen, sondern
die Ärzte, Spitäler und Patientenorganisationen sowie die Pharmaindustrie, die viele
Mandate vergeben hätten. «Die Genossen mit den Ärzten, die Liberalen mit der Pharma,
die CVP mit allen» fasste der Sonntagsblick den Befund zusammen, «wer mit wem im
Krankenbett» stecke. 2
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Parlamentsorganisation

Die «Kasachstan-Affäre» von 2015 hatte dafür gesorgt, dass das Thema «Lobbying»
auch 2016 häufig Gegenstand von Diskussionen und Medienberichten war. Ins Visier
gerieten Anfang Jahr die Vertreter der Krankenkassen. In einem Interview im Blick
nannte Pierre-Yves Maillard (VD, sp), Gesundheitsdirektor im Kanton Waadt und
ehemaliger Nationalrat für die SP, Ignazio Cassis (fdp, TI) als Beispiel einer Verfilzung,
die vor dem Hintergrund steigender Gesundheitskosten nicht angehe: Cassis sei
gleichzeitig Präsident der FDP-Fraktion, der SGK-NR und des Krankenkassenverbandes
Curafutura. Der Blick kolportierte, gestützt auf das St. Galler Tagblatt, dass Cassis für
sein Mandat als Krankenkassenvertreter CHF 180'000 erhalten soll. Der Tessiner
Nationalrat wehrte sich tags darauf in der Boulevardzeitung und erklärte, dass sein
Mandat nicht von seiner Funktion als Politiker abhänge. 
Die fünf Stände- und die zwölf Nationalräte, die Le Matin als Gesundheitslobbyisten
auswies, dürften nicht von Krankenkassengeldern subventioniert werden, so auch die
Meinung von Roger Nordmann (sp, VD), die er in einem Interview mit LeTemps kundtat.
Es müsse eine ähnliche Regelung gefunden werden wie für die Chefs der öffentlichen
Betriebe (SBB, Post, Swisscom), die seit 2008 nicht mehr gleichzeitig Vorsteher dieser
Unternehmen sein und ein Parlamentsmandat haben dürfen. Die Krankenkassen
erbrächten mit dem obligatorischen Teil sehr wohl Service Public-Leistungen und es
dränge sich deshalb ein Analogismus auf. Die BaZ präsentierte dann allerdings Mitte
August eine Auswertung, die zeigte, dass die Leistungserbringer (v.a. Spitäler), aber
auch die Patientenorganisationen und die Pharmaindustrie über mehr
Interessenvertreterinnen und -vertreter im Parlament verfügten als die
Krankenversicherer. 

Zahlreiche Medien interessierten sich zudem stark dafür, an wen welche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Badges, also die beiden
Zugangsberechtigungen zum Bundeshaus, abgaben. Im Parlament selber wurden
Vorstösse lanciert, die dieses umstrittener werdende System regeln wollten. Das St.
Galler Tagblatt rechnete aus, dass rund 100 Parlamentsmitglieder ganz auf die Vergabe
der Zugangsberechtigungen verzichteten und schrieb dies den virulenter werdenden
Diskussionen um Lobbying zu. Auch die NZZ, die entsprechende Zahlen präsentierte –
61 Parlamentarierinnen und Parlamentarier hätten einen und 123 Mitglieder des
Parlaments beide Badges vergeben –, schrieb die zunehmende Zurückhaltung den
Auswirkungen der Kasachstan-Affäre zu. Allerdings seien mehr Zutrittsberechtigungen
für Gäste beantragt worden als früher.   

Im März präsentierte die NZZ auch eine Auswertung des Registers der
Interessenbindungen, das die von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
obligatorisch offenzulegenden Mandate erfasst. Die grösste Lobby – so die NZZ – hätten
Hilfswerke und Non-Profit-Organisationen, gefolgt von Vertretungen der Kultur-,
Medien- und Telekommunikationsinteressen, den Lobbyisten für Industrie- und
Energiebetriebe, der Bauwirtschaft sowie dem Gesundheitssektor. Im Gegensatz zur
weit verbreiteten Meinung hätte die Landwirtschaft hingegen nicht viele Vertreterinnen
und Vertreter im Parlament. Nur die Arbeitnehmerorganisationen seien noch
schlechter vertreten. Die Zeitung wies auch die durchschnittliche Anzahl Mandate pro
Fraktion auf. Die FDP stand hier mit 10.6 Mandaten an der Spitze, gefolgt von der CVP
(9.7 Mandate pro Person), der SP (7.3 Mandate), den Grünen (6.3 Mandate) und der SVP
(6.1 Mandate). 

Häufig in die Schlagzeilen geriet 2016 auch der Dachverband der Lobbyisten, die
Schweizerische Public-Affairs-Gesellschaft (SPAG). Die 2014 von der Gesellschaft
eingeführten Transparenzregeln verlangten die transparente Offenlegung von Arbeit-
und Auftraggebern für alle Mandate. Verbandsintern tobte ein Streit, ob diese Regeln
wieder aufgeweicht werden sollten. Die Verbandsspitze drohte allerdings einigen
Mitgliedern, die den Regeln nicht nachkommen wollten, mit Ausschluss. Eine Drohung,
die sie im Juli umsetzte, um den Regeln Nachdruck zu verleihen. Dies brachte ihr Lob
vom Datenschützer Hanspeter Thür ein, der kritisierte, dass sich jetzt auch die Politik
endlich für mehr Transparenz einsetzen müsse. Im Dezember gab die SPAG bekannt,
dass ab 2017 eine verbindliche Offenlegungspflicht gelte, damit ein offizielles
Berufsregister umgesetzt werden könne. 3
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Landwirt (Beruf)

Verschiedene Zeitungen berichteten im Frühjahr 2015 über den starken Einfluss des
Agrarsektors, welcher im Parlament immer wieder ersichtlich sei. So fielen
Entscheidungen, welche das Parlament zu treffen habe, häufig im Sinne der
Landwirtschaft aus. Anlass für die entsprechenden Zeitungsberichte waren
verschiedene im Sinne der Landwirtschaft in der Sondersession im Mai 2015 gefällt
Entscheide: Unter anderem nahm der Nationalrat die parlamentarische Initiative
Bourgeois (fdp, FR; Pa.Iv. 10.538) an, die Lebensmittel aus dem Cassis-de-Dijon-Prinzip
ausnehmen wollte. Das Prinzip legt fest, dass die Zulassungsprüfungen und
Deklarationsvorschriften von EU oder EWR-Ländern bedingungslos akzeptiert werden,
auch wenn deren Bestimmungen von den landeseigenen abweichen. Würden
Lebensmittel von diesem Prinzip ausgenommen, würde dies ein zusätzliches
Handelshemmnis mit protektionistischer Wirkung für die Schweizer Landwirtschaft
bedeuten. Obwohl die Initiative schliesslich am Willen des Ständerats scheiterte, gelang
es der Bauernschaft, im Nationalrat eine Mehrheit von 109 Stimmen auf ihre Seite zu
bringen.
Einen eindeutigen Sieg erzielte die Bauernlobby in der Sondersession 2015 bei den
Diskussionen um Sparmassnahmen. Wiederum gelang es ihr, 109 Mitglieder des
Nationalrats und 35 Mitglieder des Ständerats davon zu überzeugen, von Kürzungen in
der Höhe von CHF 56.7 Mio. in der Landwirtschaft abzusehen, während in zahlreichen
anderen Bereichen der Rotstift angesetzt wurde.
Ein ähnliches Bild zeigte sich im Folgejahr bei den Verhandlungen um die Revision des
Landesversorgungsgesetzes, als es den Landwirtschaftsvertretenden gelang, spezielle
Konditionen für die Landwirtschaft auszuhandeln. Während auf vielen importierten und
einheimischen Produkten, welche für die Landesversorgung von zentraler Bedeutung
sind, sogenannte Garantiefondsbeiträge erhoben werden, wurde bei inländischen
Nahrungs- und Futtermitteln sowie bei Saat- und Pflanzgut auf diesen Beitrag
verzichtet. Begründet wurde diese Entscheidung damit, dass die einheimische
Landwirtschaft nicht mit zusätzlichen Steuern belastet werden solle. Obwohl der
Ständerat dieser Anpassung des Gesetzesentwurfs zuerst nicht zustimmen wollte,
akzeptierte er die Ausnahmeregelung für die Landwirtschaft im
Differenzbereinigungsverfahren schliesslich doch.

Die Ansätze in den Medien zur Erklärung dieser Durchsetzungsstärke des Agrarsektor
waren vielfältig. Einerseits wurde betont, dass die starke Stellung der Landwirtschaft im
Parlament daher komme, dass in der Landwirtschaft tätige Personen im Vergleich zu
anderen Berufsgruppen überdurchschnittlich stark im Parlament vertreten sind. Vor
den Wahlen im Herbst 2015 seien Landwirtinnen und Landwirte nach den Juristinnen
und Juristen, den Berufspolitisierenden sowie den im unternehmerischen oder
beratenden Umfeld tätigen Personen mit 18 Sitzen die fünftgrösste Berufsgruppe im
Nationalrat gewesen. Ein Artikel der NZZ argumentierte, dass es die Landwirtschaft
geschafft habe, die Bevölkerung mit Verweis auf den Zweiten Weltkrieg glauben zu
machen, dass die staatliche Förderung für die einheimische Versorgungssicherheit
unerlässlich sei. Dies habe dazu geführt, dass die Schweizer Landwirtschaft so stark
abgeschottet sei wie kaum in einem anderen Land, obwohl wir heute in einer stark
vernetzten und globalisierten Welt lebten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.06.2015
LAURA SALATHE

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie

Kernenergie

Das St. Galler Tagblatt sowie die Aargauer Zeitung berichteten über die  Auflösung der
einst in Bern sehr einflussreichen Atomenergie-Dachlobbyorganisation Aves, die zu
Spitzenzeiten über 100 Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier als Mitglieder
verzeichnete. Der stetige Niedergang der Macht war geprägt von der
Reaktorkatastrophe von Fukushima im Jahr 2011 und dem vom Volk angenommenen
Energiegesetz im Jahr 2017, das den Bau neuer Atomkraftwerke in der Schweiz per
Gesetz verbietet. Zuletzt war SVP-Präsident und Nationalrat Albert Rösti Präsident der
Organisation. Weiterhin bestehen bleiben aber die Regionalgruppen, die sich
womöglich neuen Schwerpunkten zuwenden wollen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.11.2018
MARCO ACKERMANN

Alternativenergien

Les organisations suisses pour la promotion de l'énergie solaire et les associations
professionnelles de la branche ont fondé une communauté d'intérêts sous le nom de
Swissolar. Son objectif est d'améliorer les conditions d'utilisation de ce type d'énergie.
Swissolar s'est notamment donné pour tâches de renforcer et de coordonner les
activités de ses membres dans les domaines de la communication, du marketing et de la
formation. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.08.1994
LIONEL EPERON

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Landwirtschaft

Im ersten Halbjahr 2015 thematisierten diverse Medien den starken Lobbyismus des
Bauernverbandes im Bundeshaus. Hintergrund waren Erfolge der Bauern im Parlament.
So unterstützte die grosse Kammer etwa eine parlamentarische Initiative des SBV-
Direktors und Nationalrats Jaques Bourgeois (fdp, FR; Pa.Iv. 10.538). Die Initiative wollte
Lebensmittel vom Cassis-de-Dijon-Prinzip ausnehmen. Seit der Einführung des Cassis-
de-Dijon-Prinzips 2010 können Produkte, die in der EU rechtmässig in Verkehr sind,
grundsätzlich auch in der Schweiz frei zirkulieren. In der Öffentlichkeit wurde
insbesondere der Gegensatz des Lobbying-Erfolgs des Bauernverbandes bei gleichzeitig
stetig abnehmender Zahl von Berufsbauern diskutiert. Weil die Zahl der Bauernbetriebe
zurückgeht, würden die Direktzahlungen des Bundes an immer weniger Betriebe
ausbezahlt, wodurch jeder Bauer im Schnitt mehr Geld erhalte. Die Bauern würden auf
hohem Niveau klagen, lautete das Fazit in den Medien. In einem Interview mit der NZZ
räumte SBV-Präsident Markus Ritter (cvp, SG) ein, dass die verbliebenen Höfe mehr
Direktzahlungen erhalten würden, betonte gleichzeitig aber auch, dass sie im Gegenzug
auch mehr leisten müssten, etwa in den Bereichen Biodiversität, Sömmerungsgebiete
und in der Landschaftsqualität. Zudem kritisierte Ritter die Medien für ihre angeblich
einseitige Darstellung, wenn über die Bauern geschrieben werde. Im Herbst des
gleichen Jahres dämpfte der Ständerat den Höhenflug des Bauernverbands allerdings
wieder: Er trat nicht auf die parlamentarische Initiative Bourgeois’ ein, wodurch diese
vom Tisch war. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.06.2015
SAMUEL BERNET

Nachdem der Lobbyismus des Bauernverbands bereits 2015 Gegenstand von Kritik war,
liessen diverse Schweizer Medien auch 2016 nicht davon ab. Stein des Anstosses war die
Zustimmung des Nationalrats in der Sondersession Ende April zu einem umstrittenen
Gesetzesentwurf, der Bauern beim Verkauf von Bauland steuerlich entlasten sollte. Eine
solche Regelung war bis 2011 in Kraft gewesen, bevor das Bundesgericht Ende 2011
entschied, dass Bauern Gewinne aus dem Verkauf von Bauland vollumfänglich
versteuern müssen. Der Schweizerische Bauernverband (SBV), allen voran dessen
Präsident Markus Ritter (cvp, SG), hatte vor der Abstimmung im Nationalrat intensiv für
die Wiedereinführung dieses Gesetzes geweibelt. Gemäss Medienberichten entgingen
dem Bund insgesamt 400 Millionen Franken an Steuer- und AHV-Einnahmen, wenn das
Gesetz wieder eingeführt werden würde.

Überrascht über den Entscheid des Nationalrats untersuchten die Medien in der Folge

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2016
SAMUEL BERNET
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die Einflussnahme Ritters auf seine Ratskollegen. Die CVP-Fraktion würde merklich
öfter die Anliegen der Bauern unterstützen seit Ritter 2012 Präsident des SBV wurde.
Damit sei eine „Agrar-Allianz“ im Nationalrat entstanden, bestehend aus der CVP-, der
SVP- und der BDP-Fraktion, die im Nationalrat über eine Mehrheit verfügen. Durch das
Betreiben von Kuhhandel würden dabei unentschlossene Parlamentarier überzeugt: Die
Unternehmenssteuerreform III sei von Ritter zuerst kritisiert worden, bevor er den
Wirtschaftsvertretern die Unterstützung der Bauern zusicherte, um im Gegenzug deren
Stimmen für das eigene Anliegen zu erhalten. In einem Interview mit der Aargauer
Zeitung verteidigte sich der höchste Schweizer Bauer: Mit der steuerlichen Entlastung
für Bauern, die ihr Bauland verkauften, solle eine Gleichbehandlung von Bauern,
Privatpersonen und Firmeninhabern geschaffen werden – etwas, das vom
Schweizerischen Gewerbeverband (SGV) jedoch bestritten wurde. Es sei zudem „kein
Selbstläufer“, Politiker der CVP-, SVP- und BDP-Fraktionen, in denen die Bauern
allesamt nicht in der Mehrheit sind, von den Anliegen des Bauernverbands zu
überzeugen. Zum Vorwurf des Kuhhandels sagte Ritter, dass der Bauernverband
grundsätzlich jedes Geschäft einzeln prüfe und es dem Verband nicht um
Gegengeschäfte gehe, sondern um „das Finden von Mehrheiten“. 

Ständeräte zeigten sich im Sommer jedoch sehr skeptisch gegenüber dem Entscheid
der grossen Kammer. Die Bauern würden ihren Rückhalt in der Bevölkerung
überschätzen, sagte Ruedi Noser (fdp, ZH) und Anita Fetz (sp, BS) unterstellte den
Bauernvertretern im Parlament, dass sie „unverfroren überall zugreifen“. Auch die
Bauland-Affäre von Bundesrat Guy Parmelin (svp) dürfte zum schweren Stand des
Gesetzesvorhabens bei den Ständeräten beigetragen haben. Denn anfangs Mai enthüllte
der Blick, dass sich Parmelin im Bundesrat für die Annahme des Gesetzes stark machte,
von dem er selber als Miteigentümer einer Baulandparzelle profitiert hätte. In der
Dezembersession beschloss der Ständerat mit 27:12 Stimmen denn auch deutlich, nicht
auf die Vorlage einzutreten, womit das Geschäft an den Nationalrat zurückging. 8

1) SoZ, 4.1.15; AZ, 29.1.15; LZ, 30.1.15; SGR, 4.2.15; SGT, 2.3.15; NZZ, 11.3.15; SGT, 28.4.15; TA, 12.5.15; Blick, TA, 15.5.15; NZZ, TA,
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TA, 9.3.16; Blick, 11.3.16; NZZ, 14.3.16; BaZ, 15.3.16; TA, 17.3., 15.4.16; NZZ, 9.6., 29.6.16; AZ, NZZ, 1.7.16; BZ, 2.7.16; BaZ, 15.8.16;
NZZ, 7.12.16; Blick, 30.12.16; So-Bli, 8.1.17; LT, 8.3.17
4) AB NR, 2015, S. 713ff.; AB NR, 2015, S. 727ff.; AB NR, 2015, S. 734ff.; 20BE, 20.2.15; NZZ, 4.5.15; BaZ, NZZ, 7.5.15; NZZ,
15.5.15; LZ, 8.6.15; Blick, 12.6.15; NZZ, 16.6., 17.6.15
5) Medienmitteilung AVES vom 15.11.18; AZ, SGT, 15.11.18
6) Presse du 17.8.94.
7) SGT, 5.6.15; Blick, 12.6.15; BaZ, 15.6.15; NZZ, 19.6.15
8) Blick, 27.4.16; NZZ, 6.5.16; AZ, 13.5., 14.5.16; LZ, 13.12.16; LMD, 14.12.16
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